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Förderprogramm Energie, Reglement und Verpflichtungskredit 2027 – 2029, Genehmi-
gung 
 
 
Ausgangslage 
 
Überwiesene Motion «Mit einem Förderprogramm auf dem Weg zur Klimaneutralität» 
Am 30. März 2022 hat der Grosse Gemeinderat die Motion Bruno Vanoni (GFL) und Mitunterzeich-
nende betreffend «Mit einem Förderprogramm auf dem Weg zur Klimaneutralität» erheblich erklärt. 
Damit wurde der Gemeinderat beauftragt, im Hinblick auf die anzustrebende Klimaneutralität eine 
Vorlage für ein mehrjähriges Programm zur Förderung von erneuerbarer Energie und Energieeffizienz 
inklusive geeigneter Finanzierung auszuarbeiten. 
 
Übergeordnete Ziele 
Der Bundesrat hat 2019 beschlossen, dass die Schweiz bis 2050 klimaneutral sein soll. Das heisst, 
es dürfen nicht mehr Treibhausgase ausgestossen werden, als natürliche und technische Speicher, z. 
B. Hochmoore, Wälder, künstliche Einlagerung in porösen Bodenschichten, binden können. Die lang-
fristige Klimastrategie knüpft an das revidierte CO2-Gesetz und dessen Ziele an. Das CO2-Gesetz 
bringt die Schweiz auf Kurs für das Klimaziel von minus 50 % Treibhausgasausstoss bis 2030 und 
stellt die Weichen für das Netto-Null-Ziel 2050. Die langfristige Klimastrategie zeigt, dass die Schweiz 
ihre Treibhausgasemissionen bis 2050 um knapp 90 % vermindern kann. Der Gebäudebereich und 
der Verkehr sollen bis 2050 emissionsfrei werden. Bis 2030 sollen die Treibhausgasemissionen in der 
Schweiz gegenüber 1990 um 50 % gesenkt werden. 
Mit dem Verfassungsartikel von 2021 hat sich auch die Bevölkerung des Kantons Bern zum Ziel ge-
setzt, dass der Kanton bis 2050 klimaneutral wird. Mit einem Ja-Anteil von 69 % für die Einführung 
dieses Klimaschutzartikels hat sich auch die Bevölkerung von Zollikofen klar für dieses Ziel ausge-
sprochen und dieses mit der Annahme des Klimaschutzgesetzes und des Stromgesetzes seither 
mehrfach bestätigt. 
Daraus leitet die Gemeinde den Auftrag ab, sich aktiv für eine Begrenzung der Klimaveränderung und 
deren negativen Folgen einzusetzen und im Rahmen ihrer Kompetenzen den erforderlichen Beitrag 
zur Erreichung der Klimaneutralität bis 2050 zu leisten. 
 
Kommunale Klimaziele 
Der Richtplan Energie schreibt bis 2035 einen Anteil von 70 % erneuerbarer Energie bei der Wärme-
versorgung vor. Zusätzlich sollen bis dahin rund 60 % der Heizungssysteme im Gemeindegebiet er-
neuerbar sein. Bis 2050 soll die Wärmeversorgung komplett klimaneutral sein. 
Im Bereich Mobilität sollen gemäss kommunaler Klimastrategie bis 2040 50 % der im Gemeindege-
biet registrierten Fahrzeuge elektrisch betrieben sein. Bis 2050 sollen es 80 % sein. Gleichzeitig soll 
gemäss kommunalen Klimastrategie auch der PV-Ausbau weiter vorangehen. Bis 2035 soll das PV-
Potenzial auf Gebäuden zu rund einem Viertel (26.8 %) ausgenutzt sein. Bis 2050 sollen es 50 % 
sein. 
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Wo steht Zollikofen beim Klimaschutz? 
Gemäss Energie- und Klimadatenplattform (EKDP) des Kantons Bern stammten 2024 rund 55 % der 
Treibhausgasemissionen in Zollikofen aus der Wärmeversorgung. Davon entfielen rund 10’290 t 
Treibhausgase auf die Wärmeversorgung von Haushalten und 4000 t Treibhausgase auf die Wärme-
versorgung des Dienstleistungs- und Industriesektors. Im Vergleich zur Bilanz 2022 konnten in die-
sem Bereich bereits deutliche Fortschritte verzeichnet werden. Diese sind jedoch nicht allein auf we-
niger fossile Heizungen zurückzuführen, sondern wird auch durch effizientere Gebäude, Aktualität der 
Gebäudedaten sowie mildere Winter und damit einem generell tieferen Wärmebedarf beeinflusst. 
Im gleichen Jahr verursachte der Bereich Verkehr rund 5’800 t Treibhausgase pro Jahr (22.6 % der 
Treibhausgasemissionen in Zollikofen). Davon entfielen etwa 42 % auf den Quell-, Ziel- und Binnen-
verkehr und rund 35 % auf den Durchgangsverkehr. Dies spiegelt sich auch im hohen Anteil an Per-
sonenwagen (5’688 Fahrzeuge, 491 pro 1’000 Einwohnerinnen und Einwohner) in der Gemeinde wi-
der. Mit rund 316 Elektroautos (5.56 %, gemäss EKDP Kanton Bern für 2024) ist der Anteil der E-
Mobilität in der Gemeinde tief.  
Weitere 18 % der Emissionen stammen aus der Landwirtschaft und der Industrie (insgesamt 4'840 t). 
Die restlichen Emissionen im Gemeindegebiet entfallen auf Abfall, Abwasser und flüchtige Emissio-
nen aus dem Gasnetz. 
Gemäss EnergieReporter von EnergieSchweiz wurden Stand April 2026 34.3 % der Heizungssyste-
me in Zollikofen mit erneuerbarer Energie betrieben. Mit 65.7 % machen fossile Heizöl- und Gashei-
zungen jedoch weiterhin den Grossteil der Wärmeversorgung der Gemeinde aus. 
Der Stromverbrauch im Gemeindegebiet lag zum selben Zeitpunkt bei rund 57,2 GWh pro Jahr. Die 
installierte Photovoltaikleistung betrug zu diesem Zeitpunkt rund 7 MWp (Megawatt Peak, maximale 
Leistung), was 11.9 % des nutzbaren Potenzials entspricht. 
Die Zahlen des EnergieReporters und der Energie- und Klimadatenplattform basieren mehrheitlich 
auf den GWR-Daten (Eidgenössisches Gebäude- und Wohnungsregister) und spiegeln nicht eins zu 
eins die Realität wider. Es dauert oft sehr lange, bis neue Anlagen im GWR erfasst sind. Zudem er-
fasst die kantonale Energie- und Klimadatenplattform nur die Treibhausgasemissionen auf dem Ge-
meindegebiet. Damit werden Anlagen wie Kehrichtverbrennung oder Kläranlage, welche ausserhalb 
von Zollikofen liegen, nicht Zollikofen angerechnet. 
 
Die Rolle des Förderprogramms 
Im Rahmen des Energiestadt-Prozesses führt die Gemeinde einmal pro Legislatur eine Evaluation 
und Zwischenbilanz der in der kommunalen Klimastrategie definierten Zwischenziele und Absenkpfa-
de durch. Anhand dieser Evaluation werden jeweils nächste Schritte und Massnahmen für die kom-
mende Legislatur geplant und als Energiepolitisches Programm für die nächsten vier Jahre festgelegt. 
Ziel dieses Prozesses ist es, den Klimaschutz in der Gemeinde mit einem Mix von Massnahmen kon-
tinuierlich vorwärtszubringen und auf Kurs zu halten. 
Das Förderprogramm ist eine Massnahme des aktuellen energiepolitischen Programms der Gemein-
de. Es unterstützt gezielt klimarelevante Vorhaben in den Bereichen Wärmeversorgung und Energie-
effizienz. Das Programm ist jedoch nur ein Teil der kommunalen Klimapolitik und ergänzt weitere 
Massnahmen wie Information der Bevölkerung, öffentliche Energieberatung und Mobilitätsaktionen. 
 
Orientierung am Modell Ittigen 
Das Förderprogramm orientiert sich grundsätzlich am Modell der Einwohnergemeinde Ittigen und 
baut auf die bestehenden Fördertatbestände von Kanton und Bund. Anders als das Modell Ittigen 
sind für Zollikofen jedoch keine zusätzlichen Fördertatbestände vorgesehen. Und um eine zu breite 
Verteilung der Fördermittel zu vermeiden, soll nur ein eingeschränkter Tatbestand gefördert werden. 
Dies soll das kommunale Förderprogramm schlank halten und eine nahtlose Einfügung des kommu-
nalen Förderprogramms in bestehende Programme gewährleisten. 
Zudem hält es die administrativen Strukturen gering, da Beitragsgesuche durch Bund oder Kanton 
bereits geprüft wurden. Auch für Gesuchstellende ist eine höhere Fördersumme durch verschiedene 
Quellen attraktiver als neue Fördertatbestände mit zusätzlichen Antragsformularen und neuen Re-
geln. 
 
Erfahrungswerte aus Ittigen 
Die Gemeinde Ittigen hat ihr kommunales Förderprogramm bereits 2018 lanciert und fördert damit vor 
allem Massnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz sowie die Nutzung erneuerbarer Energien, 
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wie Gebäudemassnahmen oder kleine Photovoltaikanlagen. Innerhalb der ersten 18 Monate waren 
28 Beitragsgesuche eingegangen. 
Im längerfristigen Verlauf hat sich gezeigt, dass neben finanziellen Anreizen auch andere Faktoren 
die Umsetzung von Klimaschutzmassnahmen beeinflussen. So spielt beispielsweise beim Heizungs-
ersatz die Lebensdauer resp. die Notwendigkeit einer neuen Heizung eine grosse Rolle, weshalb der 
Einfluss des Förderprogramms hier schwierig nachzuweisen ist (Abb. 1). 
 

 
Abb. 1 – Anteil erneuerbarer Heizsysteme: Ittigen (Blau), Selber Gemeindetyp* (Gelb), Kanton Bern 
(Rot), Schweiz (Grün). Quelle: EnergieReporter von EnergieSchweiz 
 
* Gemeindetyp: Städtische Arbeitsplatzgemeinde einer grossen Agglomeration. 
 
Bei der Nutzung des PV-Potenzials lag Ittigen in den ersten Jahren ihres Förderprogramms deutlich 
über dem schweizerischen und kantonalen Durchschnitt (Abb. 2). In Zollikofen lässt sich auch ohne 
Förderprogramm ein ähnliches Muster beobachten. Dieser Zuwachs ist in Zollikofen zumindest teil-
weise auf eine Zunahme von grösseren neuen Überbauungen mit grossen PV-Anlagen zurückzufüh-
ren und zeigt weniger die effektive Nutzung des bereits vorhandenen Potenzials auf den Dächern. Es 
kann jedoch davon ausgegangen werden, dass bei kleineren Anlagen auf Einfamilienhäusern, wo 
auch der soziale Kontext eine Rolle spielt, die Förderung von PV-Anlagen einen initialen Anstoss im 
Quartier darstellen kann. 
 

 
Abb. 2 – Nutzung des PV-Potentials: Ittigen (Blau), Selber Gemeindetyp (Gelb), Kanton Bern (Rot), 
Schweiz (Grün). Quelle: EnergieReporter von EnergieSchweiz 
 
Mit dem Beschluss der Gemeindeversammlung am 1. Dezember 2022 zum teilrevidierten Energie-
Förderungsreglement fördert die Gemeinde Ittigen auch die Ladeinfrastrukturen für Elektrofahrzeuge. 
Seither ist der Anteil Elektrofahrzeuge in Ittigen stark zunehmend (Abb. 3). Hier ist die Wirkung des 
Förderprogramms am deutlichsten sichtbar. 
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Abb. 3 – Anteil Elektroautos: Ittigen (Blau), Selber Gemeindetyp (Gelb), Kanton Bern (Rot), Schweiz 
(Grün). Quelle: EnergieReporter von EnergieSchweiz 
 
Bei all diesen Zahlen ist zu berücksichtigen, dass sie nur begrenzt vergleichbar sind. Ein Auto, das 
fast täglich gebraucht wird, wird schneller ersetzt als eine funktionierende Ölheizung, welche nur im 
Winterhalbjahr benötigt wird, zumal das alte Auto in der Regel noch weiterverkauft werden kann und 
dadurch eine deutlich bessere Kosten-Nutzen-Bilanz aufweist. 
Bei der Definition eines Förderprogramms muss abgewogen werden, ob die Hürden dort weiter ge-
senkt werden sollen, wo es von sich aus schon vorangeht oder ob dort angesetzt werden soll, wo die 
Hürden relativ hoch sind und der Zuwachs stagniert. 
 
 
Erläuterung der Vorlage 
 
Bund und Kanton fördern erneuerbare Wärmeversorgung, energieeffizienz-steigernde Massnahmen 
an Gebäuden (z. B. Isolation von Fenstern, Fassaden oder Dächern, Wärmerückgewinnung bei belüf-
teten Gebäuden), Ladeinfrastruktur für Fahrzeuge mit elektrischem Antrieb sowie PV-Anlagen. 
Aufgrund der als tragbar erachteten jährlichen Fördermittel ist die Übernahme sämtlicher Fördertat-
bestände nicht zweckmässig, da dies entweder sehr geringe Einzelbeiträge oder eine Erhöhung der 
Fördermittel erfordern würde (Tab. 1 und 2). Aus diesem Grund wurde auf eine Förderung von Lad-
einfrastrukturen und Photovoltaikanlagen durch die Gemeinde verzichtet.  
Während beim PV-Ausbau in erster Linie die hohen Mehrkosten für eine verhältnismässig geringe 
Klimawirkung ausschlaggebend dafür waren, auf diesen Fördertatbestand zu verzichten, steht beim 
Verzicht auf die Förderung von Ladeinfrastruktur die Priorisierung anderer nachhaltiger Fortbewe-
gungsformen im Vordergrund. Anstatt in Infrastruktur für Autos soll in Massnahmen zur Verkehrsre-
duktion und Förderung alternativer Fortbewegungsformen investiert werden. 
Die Fördermittel sollen demnach gezielt im Bereich Energieeffizienz von Gebäuden und Wärmever-
sorgung eingesetzt werden. Dieser Bereich verursacht derzeit rund zwei Drittel der lokalen Treib-
hausgasemissionen in der Gemeinde und hat für das Erreichen des Netto-Null-Ziels 2050 Priorität.  
Angesichts der begrenzten Mittel der Gemeinde ist eine solche Eingrenzung der Fördertatbestände 
daher angebracht. In diesem Sinne sieht das Förderprogramm auch keine eigenen Fördertatbestände 
vor, welche nicht auch durch den Kanton gefördert werden. 
 

Szenario Schätzung 4J-Schnitt Schätzung 4J-Maximum 

Heizsysteme & Energieeffizienz  Fr. 125'000.00  Fr. 167'000.00 

Zusätzlich: Ladestationen  Fr. 131'000.00  Fr. 173'000.00 

Zusätzlich: PV-Anlagen  Fr. 177'000.00  Fr. 234'000.00 

Zusätzlich: PV-Anlagen &  
Ladestation 

 Fr. 183'000.00  Fr. 240'000.00 

Tab. 1 – Kostenfolgen für jährliches Beitragsvolumen, bei Analoger Übernahme von Deckelbetrag 
und Anteil an kantonalem Beitrag bei vorgesehenen Beiträgen. Zahlen auf Fr. 1’000.00 aufgerundet. 
 
Bei einem Beitrag von 20 % der kantonalen Beiträge bis zu einem Maximalbetrag von Fr. 30'000.00 
pro Gebäude wären bei den kantonalen Gesuchen in den Jahren 2021 bis 2024 Beiträge von durch-
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schnittlich Fr. 125'000.00 zusammengekommen. Im Spitzenjahr während dieses Zeitraums wären es 
sogar bis zu Fr. 167'000.00 gewesen.  
Eine Förderung von Ladestationen hätte im Jahr 2024 zusätzliche Kosten von Fr. 5'900.00 verur-
sacht. Jedoch gibt es für diesen Fördertatbestand keine älteren Daten, um zuverlässige Aussagen für 
längere Zeiträume zu machen. 
Eine Förderung von PV-Anlagen hätte im Zeitraum 2021 bis 2024 durchschnittliche Zusatzkosten von 
Fr. 51'300.00 pro Jahr verursacht. Im Spitzenjahr sogar bis zu Fr. 67'000.00. 
Bei gleichbleibendem Beitragsvolumen und Anzahl Gesuche wären bei den kantonalen Gesuchen 
2021 – 2024 folgende Maximalbeträge realisierbar gewesen. 
 

Szenario vorgesehener Maximalbeitrag bei 20 % 

Heizsysteme & Energieeffizienz  ca. Fr.  30'000.00 

Zusätzlich: Ladestationen  ca. Fr. 25'000.00 

Zusätzlich: PV-Anlagen  ca. Fr. 6'500.00 

Zusätzlich: PV-Anlagen & Ladestation  ca. Fr. 6'000.00 

Tab. 2 – Einfluss auf den realisierbaren Deckelbeitrag pro Antrag bei gleichbleibenden Fördermitteln 
(Fr. 150'000.00) 
 
Fördertatbestand Heizungsersatz (fossil zu erneuerbar)  
Im Gemeindegebiet werden etwa 55 % der Treibhausgasemissionen durch den Betrieb fossiler Hei-
zungen verursacht. Der Wechsel von Öl und Gas zu erneuerbaren Energieträgern ermöglicht durch-
schnittlich eine jährliche Einsparung von 3.5 bis 6 Tonnen Treibhausgas pro Einfamilienhaus. Um das 
Ziel von Netto-Null bis zum Jahr 2050 zu erreichen, müssten jährlich 45 bis 60 Heizungen ersetzt 
werden. 
Mittelfristig soll sich mit dieser Förderung eine beschleunigte Zunahme beim Anteil erneuerbarer Hei-
zungssysteme abzeichnen. Aufgrund der verzögerten Aktualisierung der GWR-Daten lassen sich mit 
den öffentlich verfügbaren Daten aber keine exakten Aussagen zur effektiven Umsteigerate pro Jahr 
machen. 
 
Fördertatbestand Energieeffizienz von Gebäuden 
Durch geeignete Massnahmen können die Energieverluste um 20 - 75 % gesenkt werden. Die Sanie-
rung von Gebäuden mit schlechter Energieeffizienz (GEAK E–G) reduziert den Heizenergiebedarf 
von 150 - 250 kWh/m² auf 50 -100 kWh/m² pro Jahr. Wichtig hierbei: Der Kanton fördert nur Gebäu-
desanierungen, die nach Abschluss der Sanierung mit erneuerbaren Energieträgern beheizt werden 
und eine Verbesserung der Gebäudeeffizienz von mindestens zwei GEAK-Klassen erbringen. Bei 
einem durchschnittlichen Einfamilienhaus können bei einer umfassenden Sanierung inklusive Hei-
zungsersatz 4 bis 7 Tonnen Treibhausgasemissionen pro Jahr eingespart werden. 
 
Finanzierung des Förderprogramms  
Da sich der Grosse Gemeinderat bei der Diskussion der Motion Bruno Vanoni (GFL) und Mitunter-
zeichnende betreffend «Mit einem Förderprogramm auf dem Weg zur Klimaneutralität» gegen eine 
Spezialfinanzierung ausgesprochen hat, wurde das Förderprogramm so konzipiert, dass es über die 
Erfolgsrechnung finanziert wird. Dies ermöglicht eine flexible und anpassbare Finanzierung innerhalb 
des jährlichen Finanzhaushalts. 
Der Gemeinderat hat für das Förderprogramm Fr. 150'000.00 für die jährlichen Fördermittel festge-
legt. Mit diesem Betrag kann mit dem Förderprogramm eine Wirkung erzielt werden, ohne damit das 
Gemeindebudget an der jährlichen Volksabstimmung zu gefährden. 
Um dennoch eine gewisse Beständigkeit und Planungssicherheit für die Gesuchstellenden zu ge-
währleisten, ist vorgesehen, jeweils einen mehrjährigen Verpflichtungskredit für einen Zeitraum von 
drei Jahren zu sprechen. Dadurch können jährliche Schwankungen bei der Anzahl und Höhe der Bei-
tragsgesuche besser ausgeglichen werden. 
 
Festlegung der Förderbeiträge 
Das Reglement lässt bei der Definition der Beitragshöhe bewusst Spielraum, so dass die Verordnung 
flexibel angepasst werden kann, falls sich Rahmenbedingungen oder Gesuchszahlen verändern. Für 
Ausgangswerte dienen die Beiträge des Kantons Bern an Gebäude in der Gemeinde Zollikofen. 
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Als Steuerungsinstrument, um die Beiträge für die einzelnen Fördertatbestände an den verfügbaren 
Kredit anzupassen, kann der Gemeinderat per Verordnung die anteilmässige Förderung im Vergleich 
zur Förderung von Bund und Kanton definieren. Zusätzlich kann er die Deckelbeiträge tiefer als das 
im Reglement festgelegte Maximum ansetzen. Mit diesen Steuerinstrumenten soll eine frühzeitige 
Ausschöpfung der zur Verfügung stehenden Fördermittel verhindert werden. Ein wichtiges Element 
hierzu sind die vorgesehenen Deckelbeträge, welche pro Projekt maximal gesprochen werden. 
Zur Abschätzung eines Deckelbetrags pro Gesuch wurde eine Berechnungsmatrix, die auf den kan-
tonalen Beitragszahlen der letzten elf Jahre basiert, erstellt. Auf der Basis dieser Referenzwerte lässt 
sich grob abschätzen, welcher Beitragsrahmen für ein vorgegebenes Budget tragbar ist. Bei einem 
Budget von jährlich Fr. 150'000.00 ergibt sich daraus beispielsweise, dass der Gemeindebeitrag bei 
einem Anteil von rund 20 % des Förderbeitrags des Kantons maximal Fr. 30'000.00 pro Gebäude 
entsprechen kann, um innerhalb des verfügbaren Kreditrahmens zu bleiben. Bei zusätzlichen Mitteln 
oder wenn dauerhaft weniger Gesuche eingehen als erwartet, können der Beitragsdeckel oder der 
Anteil auch angehoben werden. 
Das würde bedeuten, wenn der Kanton Fr. 10’000.00 an ein Projekt spricht, sich die Gemeinde mit 
Fr. 2’000.00 beteiligt. Damit ein Gesuch den Deckelbeitrag ausreizt, muss der Beitrag des Kantons 
Bern mindestens Fr. 150’000.00 betragen. Der maximale Förderbetrag des Kantons Bern beträgt 
Fr. 250’000.00 pro Gebäude. Grossprojekte, welche in diesem Bereich liegen, sind verhältnismässig 
selten. In den letzten elf Jahren haben in Zollikofen weniger als zehn Projekte durch den Kanton ei-
nen Beitrag in dieser Höhe erhalten. Mit diesen Eckwerten soll vorgebeugt werden, dass der einge-
stellte Kredit für das Förderprogramm durch zu viele Gesuche frühzeitig ausgereizt wird. 
Als zusätzliches Regulierungsinstrument ist vorgesehen, dass der Gemeinderat eine Prioritätenord-
nung erstellen kann, um die Auszahlung von Beiträgen zurückzustellen oder zu staffeln. Dadurch sol-
len Spitzenjahre gepuffert werden, ohne dass für die Folgejahre direkt eine Anpassung der Förderbei-
träge notwendig wird. 
 
Personeller Aufwand 
Seit 2020 hat die Zahl der Fördergesuche, welche beim Kanton im Rahmen des kantonalen Förder-
programms aus Zollikofen eingegangen sind, stark zugenommen. Während in der vorherigen Legisla-
tur jährlich rund 14 Gesuche beim Kanton eingingen, liegt der aktuelle Vierjahresschnitt bei 46 Gesu-
chen pro Jahr. Geht man davon aus, dass ein vergleichbarer Anteil auch bei der Gemeinde einge-
reicht wird, ergibt sich ein jährlicher Prüfaufwand von rund 35 Stunden, basierend auf einem Refe-
renzwert von 45 Minuten pro Gesuch (vgl. Stadt Thun). Dieser Aufwand könnte mit den bestehenden 
Verwaltungsstrukturen bewältigt werden. 
 
Erwartete Wirkung 
Das Förderprogramm soll gezielt Investitionsbarrieren reduzieren und Anreize schaffen, damit mehr 
Hauseigentümerinnen und -eigentümer und Liegenschaftsverwaltungen in Zollikofen ihre fossilen 
Heizsysteme durch Erneuerbare ersetzen und ihre Gebäude energetisch sanieren. Mit 34.3 % erneu-
erbarer Heizsysteme besteht in Zollikofen beim Heizungsersatz noch viel Potenzial. Es kann daher 
erwartet werden, dass sich durch das Förderprogramm die Zahl der Heizungsersatzprojekte erhöht 
und auch energetische Gesamtsanierungen zunehmen. Dadurch entstehen wichtige Synergien mit 
den übergeordneten Zielen von Bund und Kanton, um deutliche Fortschritte beim Klimaschutz in der 
Gemeinde zu machen. 
 
Fazit 
Zollikofen steht beim Klimaschutz, insbesondere im Bereich Wärmeversorgung, vor grossen Heraus-
forderungen. Das Förderprogramm ist ein gezielter, pragmatischer Beitrag zur lokalen Umsetzung der 
Klimaziele von Bund und Kanton. Es setzt bewusst dort an, wo die grösste Hebelwirkung möglich ist: 
beim Heizungsersatz sowie der Energieeffizienz von Gebäuden. Aufgrund begrenzter Ressourcen 
kann das Programm nicht alle klimarelevanten Bereiche abdecken, sondern ist eine Ergänzung zu 
anderen kommunalen, kantonalen und nationalen Massnahmen. 
Mit der vorgeschlagenen Strukturierung des Förderprogramms entscheidet der Grosse Gemeinderat 
über die geförderten Tatbestände (Reglement) und legt die Bandbreiten der Beiträge fest sowie die 
zu deren Förderung gesamthaft zur Verfügung stehende Summe (Verpflichtungskredit). Der Gemein-
derat befindet über die konkreten Beitragshöhen gemäss Tabelle 1 im Anhang zur Verordnung. 
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Zuständigkeit Recht Finanzen 

 
Grosser Gemeinderat 
 

Reglement 
(fakultatives Referen-
dum) 

Mehrjähriger Verpflich-
tungskredit 

jährlich Budget Erfolgs-
rechnung 

 
Gemeinderat 
 

Verordnung 
Erfolgsrechnung 

(gebundene Ausgabe) 

ggf. jährliche Beitragsan-
passungen (Budget = 

Limite) 

 
Verwaltung 
 

Auszahlungsverfügung Auszahlung Beiträge 

Tab. 3 – Instrumente und Steuerung der Förderprogramm Energie. 
 
Vernehmlassung 
Aufgrund der Komplexität und Neuheit des Förderprogramms Energie erfolgte eine Vernehmlassung 
bei den Ortsparteien. Die Vernehmlassung hatte zum Ziel, ein Stimmungsbild und gemeinsame Nen-
ner bei der Ausgestaltung des Förderprogramms zu evaluieren und das Reglement zum Förderpro-
gramm Energie für die Behördenberatung mehrheitsfähig auszugestalten. Die Vernehmlassung fand 
von Mitte Dezember 2025 bis Mitte Februar 2026 statt. Dabei liessen sich insgesamt fünf Ortsparteien 
vernehmen. Die Beantwortung der Rückmeldung wurde diesem Antrag als Anhang beigefügt. 
 
 
Rechtsgrundlagen 
 

− Verfassung des Kantons Bern vom 6. Juni 1993;(KV, BSG 101.1); Art. 31a (Klimaschutz) und Art. 
35 (Versorgung mit Wasser und Energie) 

− Kantonales Energiegesetz vom 15. Mai 2011 (KEnG, BSG 741.1); Art. 55 

− Gemeindeverfassung vom 30. November 2003 (SSGZ 101.1); Art. 55 Bst. a  
 
 
Bezug zum Leitbild und anderen wichtigen Planungen 
 
Leitsatz 3: «Wir schützen Natur und Umwelt und ergreifen wirksame Massnahmen, um dem Klima-
wandel und dem Verlust der Biodiversität zu begegnen.» 
 
Umsetzungsprogramm Lösungsansatz 3.1: «Wir ergreifen Massnahmen, um das Klimaziel Netto-Null 
bis 2050 zu erreichen.» 
 
Leitsatz 5: «Wir planen unsere Finanzen vorausschauend, um Investitionen in eine lebenswerte Zu-
kunft zu ermöglichen.» 
 
 
Erläuterung zum Reglement über das Förderprogramm Energie (RFE) 
 
Artikel 1 RFE «Gemeindeaufgabe» 
Artikel 1 definiert die Förderung von Massnahmen zur Energieeffizienz und die Nutzung erneuerbarer 
Energie als Gemeindeaufgabe. Weiter legt der Artikel fest, dass die Gemeinde Förderbeiträge zulas-
ten des allgemeinen Finanzhaushalts gewähren kann und dass kein Rechtsanspruch auf eine solche 
Förderung besteht. Die «Kann»-Formulierung für Gemeindebeiträge entspricht dem Wortlaut der kan-
tonalen Förderinstrumente (vgl. KEnG). 
 
Artikel 2 RFE «Gegenstand und Zweck» 
Artikel 2 legt Gegenstand und Zweck des Förderreglements fest. Dies sind: die Finanzierung, die 
Fördertatbestände, die Förderbedingungen, die Höhe der Förderbeiträge sowie das Verfahren zur 
Festlegung der Förderbeiträge. 
 
Artikel 3 RFE «Mehrjähriger Verpflichtungskredit» 
Artikel 3 definiert, dass zur Finanzierung des Förderprogramms für jeweils drei Jahre ein mehrjähriger 
Verpflichtungskredit beschlossen wird, auf dessen Grundlage der Gemeinderat die jährlich erwarteten 
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Förderbeiträge im Budget der Erfolgsrechnung einstellt. Der Verpflichtungskredit für die Periode 2027 
bis 2029 soll zusammen mit der Verabschiedung dieses Reglements erfolgen und beträgt 
Fr. 450'000.00. 
Die Gewährung eines wiederkehrenden Beitrags von über Fr. 100'000.00 bis Fr. 150'000.00 pro Jahr 
übersteigt die abschliessende Zuständigkeit des Grossen Gemeinderats bzw. unterliegt ordentlicher-
weise dem fakultativen Referendum. Da jedoch die Dauer der Verpflichtung zum Voraus bestimmt ist, 
darf die Ausgabe als Gesamtausgabe (Fr. 450'000.00 für drei Jahre) beschlossen werden (vgl. Kom-
mentar von Daniel Arn zum bernischen Gemeindegesetz). Massgebend für die Beurteilung einer Ge-
samtausgabe oder jährlich wiederkehrender Ausgaben ist die Frage, ob das zuständige Organ nach 
Ablauf der Zeitspanne über das Geschäft jeweils neu beschliessen kann (keine automatischen Lauf-
zeitverlängerungen, etc). Bei Gesamtausgaben beträgt die abschliessende Zuständigkeitslimite des 
Grossen Gemeinderats Fr. 1'000'000.00. 
 
Artikel 4 RFE «Beitragsberechtigte Massnahmen und Anlagen» 
Artikel 4 nennt die unterstützten Fördertatbestände. Fördertatbestände sind Massnahmen zur Ener-
gieeffizienz bei Gebäuden und Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien im Bereich Wärme (Er-
satz fossiler Heizungen). Es werden nur Massnahmen gefördert, welche innerhalb des Gemeindege-
biets von Zollikofen realisiert werden und bereits von Bund oder Kanton in einem Energieförderpro-
gramm unterstützt werden. 
Da das Förderreglement der Gemeinde nicht sämtliche Fördertatbestände des Kantons übernimmt, 
werden in Absatz 3 explizit nicht geförderte Fördertatbestände genannt. Dadurch sollen Missver-
ständnisse vorgebeugt und das Förderreglement für Antragstellende klarer nachvollziehbar sein.  
Die nicht explizit durch das Förderprogramm unterstützten Massnahmen umfassen die Energiebera-
tung (welche bereits durch einen separaten Budgetposten unterstützt wird), Solar- und Photovoltaik-
anlagen, Ladeinfrastrukturen für Elektrofahrzeuge und der Ersatz von bestehenden Holzheizungen. 
Absatz 4 und 5 beauftragen den Gemeinderat, die beitragsberechtigten Massnahmen und Anlagen 
gemäss Artikel 4 RFE in der Verordnung zum Förderprogramm Energie zu bezeichnen und diese bei 
Änderungen der Förderprogramme von Bund oder Kanton entsprechend anzupassen. 
Absatz 6 hält fest, dass in Ausnahmefälle Beiträge für Projekte ausserhalb des vorgegebenen Rah-
mens unterstützt werden können, sofern diese eine Hebelwirkung für die kommunale Klimabilanz 
aufweisen, Pioniercharakter oder Vorbildfunktion haben und deutlich über die Mindestvorgaben von 
Bund und Kanton hinausgehen. Für eine Förderung ausserhalb der regulären Fördertatbestände 
müssen alle drei Bedingungen kumulativ erfüllt sein. Damit soll die Möglichkeit zur Innovationsförde-
rung gewährleistet werden. 
 
Art. 5 Höhe der Förderbeiträge 
Artikel 5 definiert die Förderbeiträge als nicht rückzahlbare Beiträge. Es handelt sich bei den Förder-
beiträgen damit nicht um ein Darlehen.  
Absatz 2 definiert die Bandbreiten, innerhalb derer der Gemeinderat mittels Verordnung die konkreten 
Beiträge festlegen kann. Absatz 2 und Absatz 3 ermächtigen den Gemeinderat, die Förderbeiträge 
festzulegen und an die zur Verfügung stehenden Mittel anzupassen, sofern sich dies aufdrängt. Die 
im Reglement festgelegten Rahmenbedingungen beziehen sich auf maximale Förderbeiträge pro 
Gebäude. Um für Gesuchstellende eine gewisse Planungssicherheit gewährleisten zu können, wird in 
Absatz 4 weiter festgehalten, dass die Beitragshöhen maximal einmal pro Kalenderjahr durch den 
Gemeinderat angepasst werden dürfen. Sollten die verfügbaren Mittel des Kreditrahmens nicht aus-
reichen, um die Förderbeiträge auszuzahlen, erstellt der Gemeinderat eine Prioritätenordnung (War-
teliste). Um diese Situation möglichst zu vermeiden, definiert Absatz 5, dass der Gemeinderat zusätz-
liche Mittel beschliessen oder beim Grossen Gemeinderat beantragen kann, um die Förderwirkung 
und Planbarkeit sicher zu stellen. 
 
Art. 6 Verfahren und Entscheid über die Förderbeiträge  
Artikel 6 definiert, dass Gesuche mit einer Beitragszusicherung durch Bund oder Kanton eingereicht 
werden müssen. Gesuche können somit erst bei der Gemeinde eingereicht werden, wenn diese be-
reits eine erste Prüfung durch Bund oder Kanton durchlaufen haben. Zudem müssen Gesuche vor 
Umsetzung der Massnahmen bei der Gemeinde eingereicht werden.  
Da zwischen Gesuchseinreichung und Abschluss von baulichen Massnahmen mehrere Monate bis 
Jahre vergehen können, definiert Absatz 2, dass die zum Zeitpunkt der Einreichung geltenden För-
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deransätze massgebend für die Höhe der Beiträge sind. Damit soll die Planbarkeit für die Gesuchstel-
lenden sichergestellt werden. 
Absatz 3 hält fest, dass die zuständige Stelle der Gemeinde über die Ausrichtung und Höhe von För-
derbeiträgen entscheidet. Diese wird vom Gemeinderat in der Verordnung zum Förderprogramm 
Energie festgelegt. 
 
Art. 7 Gültigkeit und Auszahlung 
Artikel 7 Absatz 1 legt fest, dass die Auszahlung an die Gebäudeeigentümerschaft erfolgt, auch wenn 
das Gesuch beispielsweise durch ein Dienstleistungsunternehmen im Auftrag eingereicht wurde, aus-
ser diese wurden von der Hauseigentümerschaft bevollmächtig. 
Beitragszusicherungen sind in der Regel drei Jahre gültig. Eine Verlängerung ist in begründeten Fäl-
len und bei einer Anmeldung von mindestens drei Monaten vor Ablauf der Frist möglich. Die Auszah-
lung erfolgt nach Einreichung einer Kopie des bereits beim Kanton eingereichten Abrechnungsformu-
lars inklusive der vom Kanton verlangten Beilagen.  
 
Art. 8 Zuständigkeiten und Vollzug 
Artikel 8 ermächtigt den Gemeinderat mit dem Vollzug des Reglements und ermächtigt ihn, Aufgaben 
an das Departement und die Verwaltungsabteilung zu delegieren. Absatz 2 definiert weiter, dass die 
zuständige Stelle in der Gemeinde in der Verordnung zum Förderprogramm Energie definiert wird. Es 
ist beabsichtigt, dass diese bei der Bauverwaltung liegt. 
 
Art. 9 Ausführungsbestimmungen 
Artikel 9 definiert, dass die Ausführungsbestimmungen zur Prüfung und Beurteilung der Gesuche 
durch den Gemeinderat in der Verordnung zum Förderprogramm Energie festgelegt werden. 
 
Art. 10 Inkrafttreten 
Das Reglement soll am 1. Januar 2027 in Kraft treten. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Das Förderprogramm wird über die Erfolgsrechnung der Gemeinde finanziert werden. Auf die Schaf-
fung einer Spezialfinanzierung wird verzichtet. Mit einem Richtwert von jährlich maximal 
Fr. 150'000.00 und einem mehrjährigen Verpflichtungskredit bleibt das Programm finanziell tragbar, 
politisch mehrheitsfähig und flexibel, um auf Schwankungen in der Anzahl Gesuchen reagieren zu 
können. Es ist ein dreijähriger Verpflichtungskredit von total Fr. 450'000.00 für die Jahre 2027 bis 
2029 vorgesehen. Eine höhere Summe soll bewusst vermieden werden. 
In der Finanzplanung wurde der Verpflichtungskredit noch nicht berücksichtigt. Im Budget 2027 wird 
erstmals ein Betrag von Fr. 150'000.00 eingestellt. 
 
 
Personelle und organisatorische Auswirkungen 
 
Die Umsetzung des Förderprogramms erfordert personelle Ressourcen für die Kommunikation und 
Bekanntmachung des Programms und zur Bearbeitung von Fördergesuchen. Da das Programm kei-
ne lokalspezifischen Fördertatbestände schafft und nur Tatbestände fördert, die bereits vom Kanton 
geprüft und gutgeheissen wurden, bleibt der administrative Aufwand überschaubar. Derzeit wird von 
einem Arbeitsaufwand von 35 Stunden pro Jahr für die Bearbeitung der Gesuche ausgegangen. Hin-
zu kommen einzelne Stunden für Fragen aus der Bevölkerung sowie die Öffentlichkeitsarbeit und 
Kommunikation. 
 
 
Auswirkungen auf Wirtschaft, Umwelt, Gesellschaft 
 
Durch die gezielte Förderung erneuerbarer Heizsysteme und verbesserter Energieeffizienz werden 
lokale Anreize zur Reduktion der lokalen Treibhausgasemissionen geschaffen. Damit wird die Errei-
chung der Klimaziele unterstützt und ein nachhaltiger Umgang mit Ressourcen gefördert. Weiter 
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stärkt das Förderprogramm Handwerksbetriebe und Dienstleister im Bereich Gebäudesanierung und 
Heizungsersatz, schafft Nachfrage nach erneuerbaren Technologien und fördert Investitionen in 
energieeffiziente Lösungen. Dadurch werden regionale Wertschöpfung und Arbeitsplätze unterstützt. 
Das Förderprogramm hat auch eine symbolische Wirkung und zeigt der Bevölkerung, dass die Ge-
meinde private Bemühungen beim Klimaschutz unterstützt. Gleichzeitig schafft es wichtige Bedingun-
gen, damit der Umstieg auf nachhaltige Technologien weniger stark von individuellen Investitionsbar-
rieren abhängt. 
 
 
Stellungnahme Finanzkommission 
 
Nebst der Beurteilung des Geschäfts nach ökologischen Kriterien ist die Vorlage gestützt auf die Fi-
nanzhaushaltsgrundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit vor der Beschlussfassung zu prü-
fen, d. h. die Ausgaben sind nach dem «Kosten-Nutzen-Prinzip» vorzunehmen. Die Ausgaben sind 
gemäss dem Grundsatz der Sparsamkeit unter den Aspekten auf ihre Notwendigkeit, Zweckmässig-
keit und Tragbarkeit zu beurteilen. Unter Berücksichtigung dieser Aspekte sowie der Finanzplanresul-
tate rechnet die Finanzkommission das Vorhaben aus finanzieller Sicht weitgehendst dem Wunsch-
bedarf zu und steht dem Förderprogramm Energie kritisch gegenüber. 
 
Auf Bundes- und Kantonsstufe bestehen bereits verschiedene Förderprogramme. Bei vorliegendem 
Geschäft handelt es sich um eine freiwillige selbstgewählte Gemeindeaufgabe (vgl. Art. 61 und 62 
Gemeindegesetz, BSG 170.11). Es ist nicht primäre Aufgabe des Gemeinwesens, weitere finanzielle 
(Steuer-) Gelder als Förderbeiträge auszurichten. Hierbei handelt es sich um Subventionen, welche 
von der Allgemeinheit zu finanzieren sind. 
 
Mit einem Verpflichtungskredit über drei Jahre von Fr. 450'000.00 (Fr. 150'000.00/Jahr) werden finan-
zielle Mittel zweckgebunden und damit der Handlungsspielraum vom allgemeinen Haushalt einge-
schränkt. Im Finanz- und Investitionsplan 2026 – 2030 sind keine Beträge für ein Förderprogramm 
enthalten, weshalb sich die Planergebnisse, bedingt durch den vorliegenden mehrjährigen Verpflich-
tungskredit, verschlechtern. 
 
Mit der vorzeitigen Beschlussfassung eines Verpflichtungskredits zulasten der Erfolgsrechnung gilt 
der Budgetbetrag als gebundene Ausgabe. Die finanzielle Zuständigkeit zur Beschlussfassung des 
beantragten Verpflichtungskredits liegt beim Grossen Gemeinderat. 
 
 
Antrag Gemeinderat 
 
A) In eigener Kompetenz: 
1. Der Verpflichtungskredit von Fr. 450'000.00 für das Förderprogramm Energie für die Jahre 2027 

bis 2029 wird zu Lasten der Erfolgsrechnung (Konto 7690.3637.01) bewilligt. 
2. Die konkreten Beträge sind im jeweiligen Budget der Erfolgsrechnung einzustellen. 
 
B) Unter Vorbehalt des fakultativen Referendums: 
Das Reglement über das Förderprogramm Energie wird genehmigt. 
 
 
Ergänzungsantrag 1 der GFL-/GLP-Fraktionen, PV als Fördertatbestand nicht ausschliessen 
(vorgängig eingereicht) 
 
Art. 4, Abs. 2, Bst. c (neu) 
[Beitragsberechtigt sind…] neue Photovoltaikanlagen (PVA), Erweiterungen (Solarmodule) zu beste-
henden PVA. 
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Art. 4, Abs. 3, Bst. b 
[Nicht unterstützt werden…] neue Photovoltaikanlagen (PVA), Erweiterungen (Solarmodule) zu be-
stehenden PVA, PVA-Nachrüstungen (Speicher-, Steuerungsanlagen, etc.) und der Ersatz einzelner 
Solarmodule bei bestehenden PVA. 
 
Art. 5, Abs. 2 ist sinngemäss zu ergänzen für PVA, gemäss Modell Ittigen (10 bis 50 % des Bundes-
beitrags). 
 
 
Ergänzungsantrag 2 der GFL-/GLP-Fraktionen, Ladeinfrastruktur als Fördertatbestand auf-
nehmen (vorgängig eingereicht) 
 
Art. 4, Abs. 2, Bst. d (neu) 
[Beitragsberechtigt sind…] die Ladeinfrastruktur für die Elektromobilität bei Unternehmen und bei pri-
vaten Haushalten und Siedlungen sowie auf öffentlich zugänglichen Parkplätzen öffentlicher oder 
privater Eigentümer. 
 
Art. 4, Abs. 3, Bst. c 
[Nicht unterstützt werden…] die Ladeinfrastruktur für die Elektromobilität bei Unternehmen und bei 
privaten Haushalten und Siedlungen sowie auf öffentlich zugänglichen Parkplätzen öffentlicher oder 
privater Eigentümer. 
 
Art. 5, Abs. 2 ist sinngemäss zu ergänzen, gemäss Modell Ittigen (10 bis 30 % der Anlagekosten). 
 
 
Ergänzungsantrag 3 der GFL-/GLP-Fraktionen, Nur Wärmepumpen mit unschädlichen Kälte-
mitteln fördern (vorgängig eingereicht) 
 
Art. 4, Abs. 3, Bst. e (neu) 
[Nicht unterstützt werden…] Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien im Bereich Wärme, die mit 
fluorierten Gasen betrieben werden. 
 
 
Ergänzungsantrag Manuel Buser (GFL) (vorgängig eingereicht) 
 
Art. 4, Abs. 3, Bst. d  
[Nicht unterstützt werden…] der Ersatz von Holzheizungen durch Holzheizungen als Einzelmass-
nahme. 
 
 
Gegenantrag Gemeinderat zur Förderung von PV-Anlagen (vorgängig eingereicht) 
 
Art. 5, Abs, 2, Bst. c 
Die Höhe der Beiträge betragen für neue Photovoltaikanlagen (PVA) und Erweiterungen (Solarmodu-
le) zu bestehenden PVA: 10 bis 50 Prozent der Beiträge des nationalen Förderprogramms, höchstens 
aber 60'000 Franken pro Gebäude. 
 
 
Beratung 
 
GGR-Präsident Flavio Baumann (GFL): Beigezogen ist Elia Schmitter. Wird das Eintreten bestrit-
ten? Dies ist nicht der Fall. 
Wir machen zuerst eine allgemeine Runde. Danach arbeiten wir das Reglement artikelweise durch. 
Zu den Artikeln 4 und 5 sind verschiedene Änderungsanträge eingegangen. Ihr habt diese per E-Mail 
erhalten. Über diese Anträge stimmen wir im zweiten Teil ab, bei der artikelweisen Beratung. Wir 
kommen zur allgemeinen Geschäftsberatung. Gibt es Mitteilungen der GPK? Dies ist nicht der Fall. 
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Gemeinderat Peter Bähler (SVP): Geschätzter Präsident, geschätzte Anwesende, im März 2022 hat 
der Grosse Gemeinderat die Motion von Bruno Vanoni überwiesen, welche die Schaffung eines 
kommunalen Förderprogramms auf dem Weg zur Klimaneutralität verlangt. Der Gemeinderat legt 
heute das Reglement sowie den Verpflichtungskredit für die ersten drei Jahre vor. 
Für den Gemeinderat und auch für die zuständige Kommission war von Anfang an klar, dass das 
Förderprogramm dem bestehenden Programm von Bund und Kanton «angehängt» werden soll. So 
kann der Verwaltungsaufwand sehr klein gehalten werden. Zudem soll die Förderung primär dort er-
folgen, wo die grösste Wirkung erzielt wird. Dort, wo der Ausstoss der Treibhausgase schnell und 
nachhaltig gesenkt werden kann. Die grösste Wirkung erzielt man mit dem Ersatz von Heizungen und 
der Verbesserung der Gebäude – bei der so genannten Energieeffizienz. Der Bereich Wärme umfasst 
in Zollikofen rund drei Fünftel des Treibhausgasausstosses. Für den Verkehr ist es rund ein Fünftel. 
Aus diesem Grund war klar, dass wir vor allem bei der Energieeffizienz ansetzen müssen. 
Die vorgeschlagenen Massnahmen weisen die beste Wirkung auf. Der Gemeinderat ist sich bewusst, 
dass Zollikofen allein das Klima nicht retten kann. Wir müssen aber unseren Beitrag dazu leisten. 
Nicht nur die Gemeinde, sondern jede einzelne Person. 
Das Paket, welches ihr heute verabschiedet, enthält einen Verpflichtungskredit für drei Jahre; pro 
Jahr Fr. 150'000.00, um das Förderprogramm zu alimentieren. In der Vernehmlassung zum Regle-
ment sind verschiedene Wünsche und Anregungen eingegangen. Ihr habt den entsprechenden Be-
richt zusammen mit den Bemerkungen des Gemeinderats erhalten. Wie der GGR-Präsident bereits 
erwähnt hat, liegen heute verschiedene Anträge zum Reglement vor. Die Unterlagen mit den Kom-
mentaren habt ihr erhalten. Je nach Sitzungsverlauf wird der Gemeinderat eine zweite Lesung durch-
führen. Zu den Anträgen im Einzelnen werde ich mich in der Detailberatung äussern. Ich bitte euch, 
dem Reglement und dem Verpflichtungskredit zuzustimmen. Besten Dank. 
 
Stefan Zingre (SVP): Geschätzter Präsident, liebe Ratsmitglieder, liebe Gäste, was wir seitens der 
SVP-Fraktion am Förderprogramm gut finden, ist die einfache Handhabung der Gesuche sowie der 
eingeschränkte Fördertatbestand. Der jährliche Betrag beim Förderprogramm soll dort eingesetzt 
werden, wo das Preis-Leistungs-Verhältnis für die CO2-Reduktion klar am grössten ist. Dies ist nicht 
der Fall bei den PV-Anlagen und ebenfalls nicht bei der Ladeinfrastruktur für Elektroautos. 
Obwohl das Förderprogramm Zollikofen gut aufgegleist ist und ich eigentlich ein grosser Fan von 
Förderprogrammen bin, kann ich dem vorliegenden Förderprogramm leider nicht viel Positives abge-
winnen. 
Was sind unsere Gründe? Aus unserer Sicht reichen die bestehenden Förderprogramme auf Kan-
tons- und Bundesebene vollkommen aus. Ein teures Förderprogramm auf kommunaler Ebene ist un-
nötig. Ein weiterer wichtiger Grund, weshalb wir das vorliegende Förderprogramm ablehnen, ist der 
wiederkehrende Vergleich im Bericht mit dem Förderprogramm in Ittigen. Dieses Förderprogramm in 
Ittigen generiert nur Kosten für die Gemeinde, bringt aber keine sichtbaren Resultate. Wie komme ich 
zu dieser klaren Aussage? Im Bericht an den GGR ist auf Seite 3 oben eine interessante Grafik ab-
gebildet, welche die Entwicklung des Anteils erneuerbarer Heizsysteme in Prozenten in Ittigen dar-
stellt. Aus der Grafik geht hervor, dass sich in der Gemeinde Ittigen (blaue Linie) der Anteil erneuer-
barer Heizsysteme mit dem Förderprogramm von ca. 12 % im Jahre 2018 auf 18.1 % per Oktober 
2025 vergrössert hat. Die gelbe Linie repräsentiert eine Gemeinde desselben Gemeindetyps. Der 
Verlauf dieser Linie zeigt eine Entwicklung von ca. 17 % auf 27.2 %. In Ittigen wurde mit dem Förder-
programm also ein Fortschritt von 6 % erzielt, während in einer vergleichbaren Gemeinde ein Fort-
schritt von 10 % erzielt wurde. Wenn doch das Förderprogramm in Ittigen so effektiv sein soll, dann 
müsste dies klar aus der Grafik hervorgehen. Dies ist aber nicht der Fall. Das Förderprogramm zeigt 
keine positiven Effekte. 
In der Gemeinde Ittigen, die ein Förderprogramm besitzt, liegt der Anteil erneuerbarer Heizsysteme 
per Oktober 2025 bei 18.1 %, während in der Gemeinde Zollikofen, die kein Förderprogramm besitzt, 
der entsprechende Anteil per April 2026 bei 34.3 %, also fast doppelt so hoch liegt. Ich würde sagen, 
Freude herrscht. Ich weiss, dass der Richtplan Energie einen Anteil von 70 % erneuerbarer Energien 
im Bereich Wärmeversorgung bis 2035 vorsieht. Damit wir dieses Ziel erreichen, müssen 45 bis 60 
Heizungen pro Jahr ersetzt werden. Gemäss ChatGPT wurden bis Ende August in Zollikofen bereits 
knapp 30 alte Heizungen durch eine Wärmepumpe-Heizung ersetzt. Hinzu kommen zahlreiche An-
schlüsse an die Fernwärme. Diesbezüglich habe ich leider keine Zahlen gefunden. Ich bin aber zu-
versichtlich, dass wir noch in diesem Jahr das Ziel von 45 bis 60 energetischen Heizungssanierungen 
erreichen werden, und dies auch ohne Förderprogramm. 
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In der zweiten Grafik auf Seite 3 wird die Entwicklung der Ausnutzung des Solarpotenzials in Prozen-
ten in Ittigen gezeigt. Auch hier wird ersichtlich, dass sich Ittigen praktisch im Gleichschritt wie die drei 
anderen Kurven bewegt. Es kommt aber noch schlimmer: Während die blaue Kurve von Ittigen ganz 
links noch am höchsten lag, ist sie trotz Förderprogramm auf den letzten Platz abgerutscht. Wo liegt 
da der Mehrwert des Förderprogramms? 
Speziell freue ich mich über den folgenden Satz, der im vorherigen Abschnitt steht: «In Zollikofen 
lässt sich auch ohne Förderprogramm ein ähnliches Muster beobachten.» Der GGR-Bericht wurde 
übrigens von unserem Umweltfachmann Elia Schmitter geschrieben. Er sollte definitiv wissen, wovon 
er schreibt. Weiter ist zu lesen, dass das gute Abschneiden von Zollikofen im Bereich PV-Potenzial 
auf die vielen Neubauten zurückzuführen ist. Da noch sehr viele Neubauten anstehen, werden wir 
hier auch in Zukunft grosse Fortschritte erzielen. 
Ich hoffe, ich konnte euch anhand dieser zwei Grafiken aufzeigen, dass das Förderprogramm in Itti-
gen nur Kosten für die Gemeinde verursacht, aber keinen nachweisbaren Mehrwert für die CO2-
Reduktion bringt. Wenn es nach mir gehen würde, hätte in Ittigen schon lange ein Abbruch der Übung 
erfolgen müssen. Wie man ein solches Förderprogramm, das keinen Mehrwert bringt, gegenüber der 
Bevölkerung rechtfertigen kann, ist für mich unbegreiflich.  
Ich komme zum Schluss und zu meinem Fazit:  

− Mit dem Ersatz von 45 bis 60 alten Heizungen pro Jahr sind wir aktuell auf Kurs und ich bin über-
zeugt, dass wir dank der zahlreichen Neubauten, die kommen werden, auch in Zukunft gut un-
terwegs sein werden. Um den Anteil von 70 % erneuerbarer Energie bei der Wärmeversorgung 
bis 2035 zu erreichen, sind wir meiner Meinung nach auf gutem Weg.  

− Im Quartier, in dem ich wohne, hat es aktuell noch viele alte Heizungen. Wenn ich mit den Haus-
besitzern spreche, höre ich immer dasselbe: Unsere Ölheizung ist erst zehn Jahre alt. Wir sind 
nicht bereit, eine tadellos funktionierende Heizung zu ersetzen. Ich verstehe die Hausbesitzer. 
Ein Ersatz einer funktionierenden Heizung ergibt im Hinblick auf die bei der Herstellung einer 
neuen Heizung benötigten grauen Energie keinen Sinn. 

− Ich bin zu 100% überzeugt, dass in den nächsten Jahren ganz viele Eigenheimbesitzer die alten 
Heizungen ersetzen werden – auch ohne Förderprogramm auf Gemeindeebene. 

− Der einzige Mehrwert des Förderprogramms für Eigenheimbesitzer ist, dass sie seitens der Ge-
meinde 20 % erhalten, obwohl sie die energetischen Sanierungen sowieso machen würden. 

− Wäre das Förderprogramm super, wäre ich bereit, es zu unterstützen. Es müsste aber ein Mehr-
wert ersichtlich sein, der in Grafiken veranschaulicht werden könnte. Die beiden Grafiken des 
Förderprogramms in Ittigen zeigen aber absolut keinen Mehrwert. 

 
Auch wenn ich mich mit solchen Aussagen wohl nicht sehr beliebt mache und mich auf verlorenem 
Posten befinde, bitte ich euch trotzdem, das Förderprogramm aus den diversen vorher aufgeführten 
Gründen abzulehnen. Ich bin überzeugt, dass wir uns im Moment auf Zielkurs befinden. Wenn bei-
spielsweise in fünf Jahren die Anzahl der jährlich vorgenommenen Heizungssanierungen ins Stocken 
gerät, dann nehmen wir einen neuen Anlauf für ein Förderprogramm. In der Zwischenzeit haben wir 
viel Geld eingespart. Die SVP-Fraktion wird das Förderprogramm Energie ablehnen. Vielen Dank für 
eure Aufmerksamkeit. 
 
GGR-Präsident Flavio Baumann (GFL): Bevor wir zur nächsten Fraktion kommen, möchte ich die 
Aussage des Gemeinderats, allenfalls eine zweite Lesung durchzuführen, kurz erläutern: Der Ge-
meinderat kann eine zweite Lesung beantragen. Dies wird anschliessend durch den Grossen Ge-
meinderat beschlossen. 
 
Bruno Vanoni (GFL): Geschätzter GGR-Präsident, geschätzte Anwesende, der vergangene Hitze-
sommer ist ein Hinweis darauf, dass wir eben nicht auf Zielkurs sind. Wir sind in globaler Hinsicht in 
Bezug auf den Klimaschutz nicht auf Kurs, wir sind gesamtschweizerisch nicht auf Kurs und wir sind 
auch im Kanton Bern und in der Gemeinde Zollikofen nicht auf Zielkurs. Ich hatte die Hoffnung, dass 
der Hitzesommer mit dieser extremen Trockenheit und mit Rekordhitzetagen das Bewusstsein ge-
weckt hat, dass etwas gemacht werden muss. Selbstverständlich kann man sich darüber streiten, 
was gemacht werden muss. Aber ich glaube, ich habe weder von dir noch von deiner Partei Vor-
schläge gehört, was man wirklich machen könnte. 
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Bezogen auf die erwähnten Grafiken: Wir wissen, dass die Welt nicht in streng monokausalen Zu-
sammenhängen funktioniert. Bei jeder Grafik könnte man im Detail erklären, warum sie so verläuft 
und was die Hintergründe sind. Ich möchte nicht im Detail darauf eingehen. 
Die Grundlage des Förderprogramms Ittigen sind finanzielle Überschüsse aus der Gasversorgung, 
die sich in den vergangenen Jahren angesammelt haben. Diese hat man in eine Spezialfinanzierung 
überführt, um das Förderprogramm finanzieren zu können. Zollikofen hatte ebenfalls entsprechende 
Überschüsse zu verzeichnen. Die Gemeinde Zollikofen hat diese während mehrerer Jahre zur Verbil-
ligung der Gaspreise eingesetzt. War dieser Beitrag besser als jener der Gemeinde Ittigen, die mit 
den Erträgen aus der fossilen Gasversorgung das Förderprogramm finanziert hat? 
Die GFL findet das Förderprogramm grundsätzlich gut. Es hat sich seit der Vernehmlassung im ver-
gangenen Februar in Einzelheiten verbessert. Hierzu haben wir auch unseren Beitrag geleistet. Auf 
die zwei Punkte, die nicht verbessert wurden, kommen wir im Zusammenhang mit den Anträgen noch 
zu sprechen. 
Peter Bähler hat ausgeführt, wie gross das Ausmass in den Bereichen Gebäude und Verkehr für die 
Klimabelastung ist. Wir stützen uns auf die Klimadaten des Kantons. Hier muss man sagen, dass die 
Belastung des Verkehrs für die Gemeinde Zollikofen massiv unterschätzt wird. Bei der Statistik, in der 
die Klimabelastung auf die verschiedenen Gemeinden verteilt wird, hat man unter anderem den Ver-
kehr auf den Nationalstrassen den Gemeinden angerechnet, auf deren Gebiet sich Autobahnab-
schnitte befinden. Zollikofen hat keine Autobahn auf seinem Gemeindegebiet, weshalb Zollikofen in 
dieser Statistik besser wegkommt. Wir sollten im Bereich Verkehr unbedingt Massnahmen ergreifen. 
Eine Massnahme ist die Förderung von Ladestationen. Auch durch das Förderprogramm der Ge-
meinde. Die Erfahrungen von Ittigen zeigen, dass die Wirkung des Förderprogramms in diesem Be-
reich am deutlichsten sichtbar ist. 
Noch eine Bemerkung zu den PV-Anlagen: Zollikofen profitiert von grossen Anlagen auf Gebäuden 
von Bund und Kanton und von Anlagen auf grossen Industriebetrieben. Auf privaten Wohnbauten 
könnte man diesbezüglich noch viel mehr machen. Dies sollte gefördert werden. 
Was nicht sein kann, aber aus Sicht eines Bankfachmanns verständlich ist, ist, dass man sagt: ich 
habe eine Ölheizung, sie ist erst zehn Jahre alt und wird die nächsten 20 Jahre noch funktionieren. 
Buchhalterisch und wirtschaftlich gesehen ist dies vielleicht sinnvoll, aber in Bezug auf das Klima 
macht es keinen Sinn. Klimawissenschaftler sagen eindeutig, dass wir heute beginnen müssen, den 
CO2-Ausstoss zu verringern. Jedes weitere CO2-Kilogramm, das in die Atmosphäre geht, ist schlecht. 
Die Verbrennung fossiler Energieträger sollte gestoppt werden. 
Eine weitere Kritik betrifft die Stellungnahme der Finanzkommission: Sie sagt, dass das Vorhaben 
Wunschbedarf sei. Es sei nicht die primäre Aufgabe des Gemeinwesens, Fördergelder auszuzahlen. 
Wir haben eine Bundesgesetzgebung, die verlangt, dass auf Klimaneutralität hingearbeitet wird. Es 
existiert ein Artikel in der Kantonsverfassung, der von Kanton und Gemeinden verlangt, bis zum Jahr 
2050 Netto-Null zu erreichen. Wenn nicht mit einem Förderprogramm, wie sonst sollen wir uns auf 
dieses Ziel hinbewegen. Ich sehe keine Alternative zu dem Förderprogramm, aber ich sehe das Be-
dürfnis, das vorliegende Förderprogramm zu verbessern. 
 
Markus Wüest (SP): Heute Nachmittag habe ich eine interne Veranstaltung des Bundesamts für 
Energie (BFE) besucht. Es sieht für die Schweiz nicht rosig aus, was die Lieferung fossiler Energie-
träger betrifft. An den Tankstellen wird dies bereits deutlich. Weil die Preise so hoch sind, haben erst 
wenig Leute ihre Heizöltanks bereits gefüllt. Vielleicht wird sich dies noch rächen. Im Moment sieht es 
nicht so aus, als ob die Preise sinken würden. Wir wissen es nicht, es gibt genügend Überraschun-
gen. Zur Sprache kam auch, was wir als BFE machen können. Der Direktor sagte, es kämen immer 
mehr nationale Vorstösse ins Parlament die verlangen, dass der Bund mehr machen müsse. Das 
BFE mache, was es könne, mit den Instrumenten, die ihm zur Verfügung stehen. Der föderale 
Staatsaufbau habe zur Folge, dass alle einen Beitrag leisten müssten, um die gesetzten Ziele bis 
2050 zu erreichen. 
Ich finde es super, dass wir auf Gemeindeebene ein neues Instrument haben, das uns hilft, die Emis-
sionen und den Energieverbrauch zu senken. Wir müssen dafür sorgen, dass die Gemeinde ein In-
strument erhält. Wir können jeden Vorschlag, der auf dem Tisch liegt, kritisieren: kostet zu viel, nützt 
wenig, ist unfair. Der Bundesrat kennt das ideale Instrument auch nicht. Kürzlich wurde ein Bericht 
des Bundesrats veröffentlicht als Antwort auf die Motion Eymann. Nationalrat Christoph Eymann woll-
te vom Bundesrat wissen, wie er gedenke, die Energieeffizienz von Gebäuden um 80 % zu verbes-
sern. Der Bundesrat präsentierte drei Varianten:  
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1. Ausschliesslich durch Verbote respektive zwangsweise Sanierungen. 
2. Ausschliesslich durch Subventionen. 
3. Durch einen Instrumentenmix aus strengeren Regeln und Finanzierung. 
 
Der Bundesrat empfiehlt dem Parlament die dritte Variante, also einen Instrumentenmix, als den bes-
ten Weg. Er sagte aber auch, dass es schwierig sei, die 80 % zu erreichen. 
Welcher Instrumentenmix ist für Zollikofen optimal? Wir wissen es nicht, aber wir sollten es auspro-
bieren. Nicht Handeln ist keine Option. Wenn wir politische Mehrheiten finden, möchten wir die In-
strumente einführen. Ich persönlich bin der Meinung, dass wir in Zollikofen gut daran tun, einen In-
strumentenmix zu haben. Das Förderprogramm ist ein Teil eines solchen Instrumentenmixes. Was 
die finanziellen Mittel betrifft, ist es eher knauserig. Aber ein Förderprogramm wirkt nicht nur über die 
finanziellen Beiträge. Ein Förderprogramm sendet wichtige Signale. Jeder Fördertatbestand, den wir 
unterstützen, sagt dem Bürger, dass dies der Gemeinde wichtig ist und dass sie bereit ist, sich daran 
zu beteiligen. Ein finanzieller Beitrag ist nicht in jedem Fall entscheidend, aber er hat Signalwirkung 
und zeigt, dass eine gute Sache unterstützt wird. Dies möchten wir unterstützen. In diesem Sinne 
sind wir offen für Erweiterungsanträge. Vielen Dank. 
 
Marcel Remund (FDP): Werter Präsident, geschätzter Gemeinderat, werte Kolleginnen und Kolle-
gen, geschätzte Gäste, die FDP hat sich bereits in der Vernehmlassung kritisch zum geplanten För-
derprogramm geäussert. Auch mit dem Vorliegen des nun ausgearbeiteten Reglements hat sich die-
se Haltung nicht geändert. Wir stehen für den Klimaschutz ein und befürworten den von der Schweiz 
eingeschlagenen Weg hin zur Klimaneutralität. Die CO2-Emissionen in der Schweiz konnten trotz Be-
völkerungswachstum seit den 1990er Jahren deutlich reduziert werden, um rund 380 %. Dies ist ge-
lungen durch technischen Fortschritt und zum Teil durch marktwirtschaftlich inspirierte Programme 
auf Bundes- und Kantonsebene. Ein Reglement auf Gemeindeebene bringt in diesem komplexen 
System keinen zusätzlichen Nutzen. Diese Subvention wird vielmehr bereits geplante Projekte auf 
Kosten des Steuerzahlers unterstützen. Diese Mitnahmeeffekte sind bei vielen Subventionen sichtbar. 
Und dieses Förderprogramm ist nichts anderes als eine Subvention, auch wenn man es unter dem 
wohlklingenden Namen eines Förderprogramms verkauft. Dieser unbedingte Wille, das Steuergeld für 
etwas auszugeben, was für die Umwelt keinen zusätzlichen Nutzen bringt, erinnert an modernen Ab-
lasshandel. 
Auch wenn der vorliegende Kredit auf drei Jahre beschränkt ist, werden diese Kosten erfahrungsge-
mäss kaum je wieder verschwinden. Politiker haben oft genug bewiesen, dass sie aus einem Proviso-
rium ein Definitivum machen. Oder anders gesagt «nichts ist dauerhafter als ein Provisorium». 
Wir haben nun die Chance, der in diesem Rat oft beschworenen finanzpolitischen Vernunft Taten 
folgen zu lassen, indem das Reglement abgelehnt wird. Wiederkehrende Ausgaben von 
Fr. 150'000.00 pro Jahr zu Lasten des Steuerzahlers zu beschliessen, ohne dass ein erkennbarer 
Nutzen resultiert, ist wenig verantwortungsvoll. 
 
Andreas Buser (GLP): Geschätzter Präsident, liebe Anwesende, nachdem wir ziemlich lange – aber 
durchaus interessante – Voten gehört haben, können wir uns ein bisschen kürzer fassen und dadurch 
Zeit gutmachen. Wir schätzen, dass der Gemeinderat das Förderprogramm Energie seriös ausgear-
beitet hat und hierzu über den Jahreswechsel eine Vernehmlassung durchführte. Wir hatten die Ge-
legenheit genutzt und uns eingebracht. Jetzt liegt das überarbeitete und punktuell verbesserte Ge-
schäft vor. Die Stossrichtung begrüssen wir, wir sehen allerdings noch Bedarf für Nachbesserungen. 
Ihr habt die Anträge erhalten, die wir zusammen mit der GFL eingereicht haben. Zu einem davon 
werde ich mich in der Detailberatung ausführlich äussern. 
 
GGR-Präsident Flavio Baumann (GFL): Zum Abschluss der allgemeinen Geschäftsberatung hat der 
Gemeinderat noch das Wort. 
 
Gemeinderat Peter Bähler (SVP): Es wurde die Frage gestellt, welches die vergleichbaren Gemein-
den seien. Es handelt sich um «suburbane Agglomerationsgemeinden». Diese Einteilung hat der 
Bund erstellt. 
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GGR-Präsident Flavio Baumann (GFL): Wir gehen das Reglement über das Förderprogramm 
Energie nun artikelweise durch. Hierfür nehmen wir das Reglement und die gestern Abend verschick-
te Synopse mit den Änderungsanträgen zur Hand. Das Wort ist offen für alle. 
Gibt es zu den Artikeln Art. 1 bis 3 Wortmeldungen? Dies ist nicht der Fall. Wir kommen nun zu Art. 4. 
Hier liegen Änderungsanträge vor. 
 
Andreas Buser (GLP): Ich möchte den Antrag betreffend Ausschluss von Anlagen zur Nutzung er-
neuerbarer Energien im Bereich Wärme, die mit fluorierten Gasen betrieben werden, erläutern. Ich 
war ziemlich überrascht über die Begründung, die der Gemeinderat in seiner ablehnenden Antwort 
vorgebracht hat. Dort ist von einer «Kältemittelverordnung» auf Stufe Bund die Rede. Eine solche 
Verordnung existiert in der Schweiz nicht. Wer es nicht glaubt, kann es bei Fedlex oder mit Google 
überprüfen. Die Ausführungen betreffend der in der Verordnung enthaltenen Vorschriften stammen 
wohl aus dem Reich der Fantasie oder sind allenfalls ein Output von KI. Auf nationaler Ebene finden 
sich Vorschriften zu Kältemitteln im Anhang 2.10 der Chemikalien-Risikoreduktions-Verordnung. Zum 
besseren Verständnis existiert auf der Website des Bundesamts für Umwelt (BAFU) eine grafische 
Zusammenfassung der Regelungen und der jeweiligen Inkraftsetzungen. 
Ich habe gesehen, dass beim Containerschulgebäude Geissi Nord eine Wärmepumpe installiert wur-
de, welche mit Difluormethan bzw. R-32 betrieben wird. Zwar dürfen derartige Anlagen mit einem 
Treibhauspotential von fast 700 ab nächstem Sommer nicht mehr verkauft werden. Anlagen mit ei-
nem Treibhauspotential von 150 dürfen jedoch weiterhin installiert werden. Als Ersatz kommen neben 
natürlichen Kältemitteln wie Propan oder CO2 immer mehr HFO-Kältemittel zum Einsatz. HFO sind 
zwar nicht klimaaktiv, sie wandeln sich aber in der Luft in die sehr langlebige Trifluoressigsäure (TFA) 
um. Diese gehört zu den PFAS. Im Juni ist das zuständige Gremium bei der Europäischen Behörde 
für Lebensmittelsicherheit (EFSA) zum Schluss gekommen, dass TFA reproduktionstoxisch ist, also 
die menschliche Fortpflanzung beeinträchtigt. Gegenwärtig überschreiten zwar die meisten Leute die 
tolerierbare tägliche Aufnahmemenge nicht, welche kürzlich von der EFSA für TFA ermittelt wurde. 
Schaut man allerdings auf die stark ansteigenden Konzentrationen in Lebensmitteln und im Wasser, 
ist offensichtlich, dass sich dies mittelfristig ändern wird. 
Für die vorliegende Grafik wurden verschiedene Wein-Jahrgänge desselben Weinguts untersucht. 
Die TFA-Konzentrationen sind um mehr als das 100-fache angestiegen. Die untere Grafik zeigt den 
Konzentrationsanstieg in Regenwasser in der Stadt Bern und im Rhein. Die Trends in Fruchtsäften, 
Getreideprodukten, im Grundwasser und entsprechend auch im Trinkwasser zeigen alle in die gleiche 
Richtung. Wie in einer Studie der Empa und von Agroscope kürzlich gezeigt wurde, sind fluorierte 
Kältemittel die grösste Quelle von TFA in der Umwelt.  
Zugegeben, die Emissionen aus Zollikofen machen nur einen kleinen Teil der TFA-Belastung in der 
Schweiz aus. Aber dasselbe könnte man auch hinsichtlich des CO2-Ausstosses von Zollikofen sagen. 
Es ist unsinnig, in einem Förderprogramm zur Erreichung der Klimaneutralität Steuergelder einzuset-
zen, um auf Anlagen mit klimaaktiven oder toxischen Kältemitteln umzusteigen. Gerade auch weil es 
sein kann, dass man in Zukunft betreffend die Folgen noch einmal Steuergelder einsetzen muss: 

− Die Entfernung von TFA aus dem Trinkwasser wird bereits diskutiert. Pulveraktivkohle, die bei-
spielsweise bei der Seeländischen Wasserversorgung Worbe wegen Chlorthalonil-Metaboliten 
eingesetzt wurde, nützt zwar bei gewissen PFAS, nicht aber bei TFA. Diesbezüglich müsste man 
viel teurere und energieaufwändigere Verfahren anwenden. Das Ganze würde sich mit einer 
deutlichen Erhöhung unserer Wassergebühren bemerkbar machen.  

− Wie ihr sicherlich gelesen habt, gibt es zum Beispiel im Kanton St. Gallen Probleme mit Rind-
fleisch, das mit PFOS kontaminiert wurde. Weil man das Rindfleisch nicht mehr verkaufen kann, 
erhalten die Bauern Unterstützungsleistungen vom Staat. Es ist wahrscheinlich, dass im Le-
bensmittelrecht auch für TFA mittelfristig Höchstwerte eingesetzt werden. Es gibt dann vielleicht 
auch wieder Bauern, die unverschuldet davon betroffen sein werden. In diesem Fall eher im Zu-
sammenhang mit Getreide, Wein oder Früchten.  

− Wie erwähnt kann TFA die Fortpflanzung beeinträchtigen. Der Anteil von Paaren, die auf natürli-
chem Weg keine Kinder bekommen können, steigt und generiert Kosten für die Krankenkassen. 
TFA könnte das Problem in Zukunft noch verschärfen. 
 

Dass der Gemeinderat den Aufwand der Bauverwaltung für die Prüfung von Fördergesuchen klein 
halten möchte, ist nachvollziehbar. Aber zum einen betrifft nur ein Teil der Gesuche Wärmepumpen 
oder ähnliche Anlagen und zum anderen gehört das Kältemittel zu den wichtigsten technischen Ei-
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genschaften einer Wärmepumpe. Es ist auf dem Baubewilligungs-Formular sofort erkennbar. Die 
Bauverwaltung könnte im Formular zum Fördergesuch beispielsweise auch ein Feld für das Kältemit-
tel einfügen. Es gibt auf jeden Fall Möglichkeiten, den Aufwand für die Bauverwaltung mit höchstens 
einzelnen zusätzlichen Stunden pro Jahr sehr gering zu halten. 
Aus den genannten Gründen bitte ich euch, dem Antrag, Anlagen, die mit fluorierten Gasen betrieben 
werden, von der Förderung auszuschliessen, zuzustimmen. Ich bitte euch auch im Falle unserer an-
deren Anträge um Zustimmung. 
 
Manuel Buser (GFL): Ich möchte mich gerne zum ersten Antrag betreffend Ergänzung der Förde-
rung von PV-Anlagen äussern. Stefan Zingre erwähnte in seinem Votum, dass wir auf Zielkurs seien. 
Die erwähnten Grafiken zeigen aber nicht den Zielkurs auf, sondern den Durchschnitt. Das ist nicht 
dasselbe. Fakt ist, dass wir uns nicht auf Zielkurs befinden. Weder der Bund wird seine Ziele betref-
fend CO2-Reduktion erreichen noch werden sie auf internationaler Ebene erreicht; dort sieht es sogar 
noch schlechter aus. Photovoltaik ist daher nötig. Bei der Photovoltaik ist es konkret so, dass gemäss 
gesetzlichem Ziel 35 GWh bis 2035 erreicht werden müssen. Wenn wir so weitermachen wie bisher, 
wird es nicht reichen. Wir müssen den Zubau von 1.3 GWh pro Jahr mehr als verdoppeln auf 2.8 
GWh, damit wir das Ziel erreichen. Bei der bisherigen Förderung wird eher zurückgefahren. Es ist 
unbedingt nötig, dass entsprechende Förderinstrumente vorliegen. Es wäre unseres Erachtens wi-
dersinnig, Photovoltaik auszuschliessen. Photovoltaik ist sehr wohl nutzbringend. Wenn man eine 
Kalkulation für eine Anlage vornimmt, macht es einen grossen Unterschied, wie hoch die Anfangsin-
vestition ist. Bei einer kleineren Anlage geht man heute von einer Rentabilität von zehn Jahren aus. 
Es ist entscheidend, dass sie runterkommt, so dass die Leute in eine Anlage investieren. Photovoltaik 
ist das beste und das schnellste, was man machen kann. 
Es gibt noch den Gegenantrag, dass man eine Obergrenze von Fr. 60'000.00 festlegt. Es kommt ei-
gentlich nicht darauf an, ob mehr grosse oder mehr kleine Anlagen gebaut werden. Es braucht ein-
fach die nötigen Anlagen, um die Energiewende zu stemmen. Die Notwendigkeit einer Obergrenze 
sehe ich nicht unbedingt. Ich danke dem Gemeinderat aber, dass er den Antrag unterstützt. 
Bei der Ladeinfrastruktur geht es budgetmässig um eine kleinere Massnahme. Hier ist es nachvoll-
ziehbar, dass der Gemeinderat sagt, man wolle kein eigenes Förderprogramm machen, bei dem man 
eigene Kriterien aufstellen müsste. Aus diesem Grund machen wir eine Modifikation unseres Antrags. 
Wir schliessen uns dem kantonalen Förderprogramm an, indem wir den Ausschluss herausstreichen. 
Beim letzten Antrag geht es um eine technische Präzisierung: Ist eine Holzheizung Bestandteil einer 
Gesamtsanierung, lässt sich ihr Anteil am Förderbetrag nicht herausrechnen. Da der Kanton Holzhei-
zungen bereits als Einzelmassnahme fördert, wollen wir hierfür keine zusätzliche Förderung vorse-
hen. Die Präzisierung stellt deshalb klar, dass eine Holzheizung als Einzelmassnahme nicht zusätz-
lich gefördert wird. 
 
GGR-Präsident Flavio Baumann (GFL): Wird damit der ursprüngliche Antrag der GFL/GLP zur La-
deinfrastruktur (Anmerkung der Protokollführerin: Änderungsantrag 2) zurückgezogen? 
 
Manuel Buser (GFL): Wir ziehen den ursprünglichen Antrag zur Ladeinfrastruktur zurück und 
passen unseren Antrag nach dem Muster des kantonalen Förderprogramms an. 
 
GGR-Präsident Flavio Baumann (GFL): Das Wort ist weiterhin offen für alle Ratsmitglieder. 
 
Stefan Zingre (SVP): Ich möchte mich zu den Änderungsanträgen betreffend PV-Anlagen und La-
destationen äussern. Praktisch alle grösseren Neubauten der letzten Jahre haben PV-Anlagen auf 
dem Dach und auch bei den privaten Neubauten ist dies der Fall. Eine PV-Anlage gehört eigentlich 
zum Standard. Auch werden häufig PV-Anlagen nachgerüstet. Meine Frage an euch: Weshalb wer-
den in der Gemeinde Zollikofen so viele PV-Anlagen montiert, auch wenn es noch keine Fördergelder 
seitens der Gemeinde gibt? Die Antwort für mich als Banker ist einfach: Es lohnt sich für die Investo-
ren. Und wenn sich etwas lohnt und es noch mehr Fördergelder gibt, dann lohnt es sich bereits frü-
her. Es kann aber nicht sein, dass eine bereits lukrative Investition noch früher den Return-on-
Investment erhält. Ich möchte aus der Januarausgabe von «Energie Schweiz» zitieren: «Auch dank 
Fördergelder des Bundes lohnt sich eine Solaranlage praktisch immer.» Etwas, das sich immer lohnt, 
muss aus unserer Sicht nicht noch mehr unterstützt werden. 
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Betreffend Ladestationen: Ein durchschnittliches Elektroauto kostet heute ungefähr Fr. 50'000.00. 
Eine Ladestation kostet ungefähr Fr. 3'000.00 bis Fr. 4'000.00. Der Kanton beteiligt sich daran mit 
35 %, also ungefähr Fr. 1'400.00. Wenn nun die Gemeinde noch 20 % des Beitrags bezahlen würde, 
also Fr. 280.00, besteht die Gefahr, dass die Gemeinde mit Kleinstgesuchen überhäuft wird. Die Ver-
waltung hat bereits genug zu tun. Wir müssen Augenmass walten lassen. Die SVP wird voraussicht-
lich beide Änderungsanträge ablehnen. 
 
Bruno Vanoni (GFL): Ich bin mit Stefan Zingre einverstanden, PV-Anlagen sind eigentlich eine gute 
Investition. Es benötigt einfach am Anfang eine Investition und sie zahlt sich erst mit der Zeit aus. Im 
Steinibach-Quartier, in dem ich wohne, wurde bei Sanierungen in praktisch keinem Fall eine PV-
Anlage montiert. Dies sind verpasste Chancen für längere Zeit. Bei der Überbauung Lättere sind die 
Dächer voll mit PV-Anlagen. Dies, weil die GFL mit einer Einsprache bewirkt hat, dass die Überbau-
ung energetische Bedingungen erfüllen musste. Die Anlagen wurden nicht freiwillig aus Rentabilitäts-
gründen auf die Dächer gebaut. Für jene, die es immer noch nicht begriffen haben, dass eine PV-
Anlage wichtig ist, braucht es Anreize. Auf jedem Dach, das heute saniert wird, ist eine PV-Anlage 
nötig. 
Den Antrag betreffend Ladestationen haben wir modifiziert. Die Idee ist, dass wir nicht mehr alle För-
dertatbestände übernehmen, welche die Gemeinde Ittigen vorsieht. Wir übernehmen nur die Förder-
tatbestände des Kantons. Zum Beispiel, dass in bestehenden Einstellhallen zehn Plätze mit Ladesta-
tionen zur Verfügung stehen müssen. Er sieht eine Förderung für bidirektionale Ladestationen vor, 
also Ladestationen, die man auch brauchen kann, um Strom – wie bei einer Batterie – vorübergehend 
in Elektroautos zu lagern und wieder ins Netz einzuspeisen, wenn dies für die Netzversorgung sinn-
voll ist. Der Kanton fördert auch Parkanlagen von Unternehmen. Beides macht Sinn. Die Mehrheit der 
Leute sind Mieterinnen und Mieter. Wenn sie ein Elektroauto haben, muss es zum einen zuhause in 
der Einstellhalle ihres Mehrfamilienhauses geladen werden können. Zum anderen müssen sie das 
Auto auf dem Parkplatz ihres Arbeitgebers laden können. Viele stellen nicht auf ein Elektroauto um, 
weil sie denken, dass es keine Lademöglichkeiten in der Nähe gibt. Wir müssen wegkommen von 
Benzinautos. Ich betone noch einmal, der modifizierte Antrag sagt nur: wir fördern mit einem Beitrag, 
dessen Höhe der Gemeinderat festlegen kann. 
 
Manuel Buser (GFL): Wenn wir immer bei jeder konkreten Massnahme sagen, wir wären eigentlich 
für den Klimaschutz, aber nicht in dieser Form, dann ist dies nicht glaubwürdig. Wir wären die ersten, 
die befürworten würden, dass man eine vollständige Nutzung vorschreibt – zwangsweise bei allen 
Neubauten. Das ist aber chancenlos. Wir machen das, was realistisch ist. Wenn die Rentabilität grös-
ser ist, dann beschleunigen wir wenigstens die Sanierungsrate der Gebäude. Dann geht es nicht 50 
Jahre, sondern 30 Jahre. Diese Jahre sind entscheidend für die Zukunft des Planeten. 
 
Gemeinderat Peter Bähler (SVP): Bei den PV-Anlagen ist der Gemeinderat bereit, den Fördertatbe-
stand neu aufzunehmen. Die Massnahmen leisten einen Beitrag zur Erreichung der kommunalen 
Klimaziele und sie unterstützen auch die nationalen energiepolitischen Zielsetzungen. Im Kanton 
Bern gibt es für die Grundförderung von PV-Anlagen keine Förderung. Die Förderung erfolgt über die 
Vergütung via Energiefranken des Bundes. Wenn der GGR dies annimmt, muss entsprechend in Abs. 
3, Bst. c der erste Passus gestrichen werden. 
Zur Ladeinfrastruktur: Diesen Antrag lehnt der Gemeinderat ab. Wie bereits ausgeführt, erachtet es 
der Gemeinderat als falsch, dass man jetzt wieder in die Autoinfrastruktur investiert. Zudem geht der 
Antrag nicht auf. Man müsste die Ladeinfrastruktur als Tatbestand aufnehmen und in der Folge ent-
sprechend ausführen. 
Den Antrag zu den fluorierten Gasen lehnt der Gemeinderat ebenfalls ab. In der Chemikalien-
Risikoverordnung des Bundes sind die Kältemittel geregelt. Der Bundesbeschluss wurde bereits am 
29. Oktober 2025 gefällt und er tritt per 1. Januar 2027 in Kraft. Wir haben fundiert recherchiert und 
nicht KI arbeiten lassen. Textlich ist es vielleicht nicht ganz korrekt formuliert. Wir wollen in diesem 
Bereich keine Überregulierung, aus diesem Grund bittet der Gemeinderat, diese Anträge abzulehnen. 
Mit den Präzisierungen in Art. 4, Abs. 3, Bst. d gemäss Antrag kann sich der Gemeinderat einver-
standen erklären. Er empfiehlt den Antrag zur Annahme. 
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GGR-Präsident Flavio Baumann (GFL): Bevor wir zur Abstimmung kommen, machen wir einen 10-
minütigen Unterbruch, damit die Anträge im Hinblick auf die Abstimmung sauber zusammengestellt 
werden können. 
 
Die Sitzung wird für 10 Minuten unterbrochen. 
 
GGR-Präsident Flavio Baumann (GFL): Wir haben den Antrag für die Ergänzung der Ladeinfra-
struktur leicht modifiziert respektive bereinigt, so dass er ins Reglement geschrieben werden kann. 
Die restlichen Anträge haben sich inhaltlich nicht geändert. 
 
Modifizierter Änderungsantrag der GFL/GLP-Fraktionen 
 
Art. 4, Abs. 2, Bst. d (neu) 
[Beitragsberechtigt ist…] die Ladeinfrastruktur für die Elektromobilität. 
 
Beschluss (Bereinigung der Vorlage) 
1. Der Änderungsantrag 1 der GFL/GLP-Fraktionen zu Art. 4, Abs. 2 und 3 betreffend Förderung 

von PV-Anlagen wird angenommen (mehrheitlich). 
2. Der Änderungsantrag 1 der GFL/GLP-Fraktionen zu Art. 5 Abs. 2 Bst. b (10 bis 50 % der Beiträ-

ge des nationalen Förderprogramms) obsiegt gegen den Antrag des Gemeinderats (höchstens 
Fr. 60'000.00) (mehrheitlich). 

3. Der an der Sitzung modifizierte Änderungsantrag 2 der GFL/GLP-Fraktionen betreffend Ladeinf-
rastruktur wird angenommen (mehrheitlich). 

4. Der Änderungsantrag 3 der GFL/GLP-Fraktionen betreffend Ausschluss fluorierter Gase wird 
angenommen (mehrheitlich). 

5. Der Antrag von Manuel Buser betreffend Holzheizungen als Einzelmassnahme wird angenom-
men (mehrheitlich). 

 
GGR-Präsident Flavio Baumann (GFL): Möchte sich der Gemeinderat noch äussern, bevor wir zur 
Schlussabstimmung kommen? Dies ist nicht der Fall. Wir stimmen als erstes über das bereinigte 
Reglement ab und anschliessend stimmen wir über den Kredit ab.  
 
Schlussabstimmung (17 Ja, 9 Nein, 3 Enthaltungen) 
A) In eigener Kompetenz: 
1. Der Verpflichtungskredit von Fr. 450'000.00 für das Förderprogramm Energie für die Jahre 2027 

bis 2029 wird zu Lasten der Erfolgsrechnung (Konto 7690.3637.01) bewilligt. 
2. Die konkreten Beträge sind im jeweiligen Budget der Erfolgsrechnung einzustellen. 
 
B) Unter Vorbehalt des fakultativen Referendums: 
Das Reglement über das Förderprogramm Energie wird genehmigt. 
 
 


